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Tagesordnungspunkt.
Novellierung des ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende,
 
die gemeinsame Anfrage der Fraktion Linke + Tierschutzpartei, Fraktion B90/Die Grünen + Volt, sowie
der SPD-Fraktion beantwortet die Verwaltung wie folgt: 
 
Zu 1:
 
Seit Anfang 2026 ist das Jugendamt im Gespräch mit dem Jugendring bezüglich der zukünftigen 
Umsetzung, welche sich aus der Änderung der Gemeindeordnung § 27a GO NRW ergibt sowie aus 
den Änderungen der beiden Ausführungsgesetze 1. AG KJHG (§5) und 3. AG KJHG NRW. Aus diesen
ersten Gesprächen wird deutlich, dass eine Reihe von Kriterien erfüllt sein müssen, um eine 
nachhaltige Beteiligung junger Menschen in politischen Gremien - wie dem AKJF - gewährleisten zu 
können.
 
Aus Sicht des Jugendamtes und des Jugendrings hat es oberste Priorität, junge Menschen von 
Anfang an in diesen Prozess einzubinden. Daher ist ein kurzfristiger Austausch mit der Gruppe junger 
Menschen geplant, die aktuell den Aufbau der Servicestelle Partizipation begleiten.
Zu beachten ist, dass Beteiligung und damit auch die Jugendselbstvertretung keine isolierte Aufgabe 
einzelner Angebote ist, sondern eine Querschnittsaufgabe der gesamten Jugendhilfe darstellt und 
daher auch in angrenzenden Bereichen – etwa mit Blick auf Care Leaver oder im Rahmen von 
Jugendhilfeplangesprächen – systematisch mitzudenken und zu verankern ist. 
 
Parallel dazu wird derzeit recherchiert, wie der Umsetzungsstand in anderen Großstadtkommunen in 
NRW ist. Im Fokus stehen dabei insbesondere Fragen zur Ausgestaltung und Formulierung der 
Geschäftsordnungen stadtweiter Jugendselbstvertretungen.
 
Im Rahmen der laufenden Fachberatung der Servicestelle für Kinder- und Jugendbeteiligung durch 
den LWL wird dieses Thema mitbearbeitet. Ergänzend wird ein Beschlussvorschlag erarbeitet, der auf 
die Anpassung der Satzung des Jugendamtes gerichtet ist. Gegenstand ist hierbei ausschließlich die 
Thematik der Jugendselbstvertretung. Grundlage für die Ausgestaltung des Beschlussvorschlags ist 
die Gemeindeordnung für Nordrhein-Westfalen (§§27a und 58), in der die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen – insbesondere in Form von Jugendvertretungen – bereits als Regelaufgabe verankert ist.
 
Aus diesen Prozessen werden einige zentrale Schritte deutlich:

 Junge Menschen müssen begleitet und empowert werden. Dies ist Aufgabe der 
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Mitarbeitenden der Servicestelle Kinder- und Jugendbeteiligung. Dazu müssen zukünftig die 
Themen des AKJF jugendgerecht aufbereitet und verständlich mit jungen Menschen 
kommuniziert werden.

 Die sich entwickelnde stadtweite Jugendselbstvertretung braucht eine demokratisch breit 
legitimierte Grundlage und niederschwellige Basis, aus der heraus dann junge Menschen in 
den AKJF entsandt werden. 

 Die Servicestelle für Kinder- und Jugendbeteiligung übernimmt in diesem Prozess eine 
zentrale Rolle, insbesondere vor dem Hintergrund der geplanten Evaluation, in deren Rahmen
das Aufgabenprofil, die Ausgestaltung und die dafür erforderlichen Ressourcen zu überprüfen 
sind.

 Das vom Rat der Stadt Dortmund beschlossene Fachkonzept zur stadtweiten Partizipation 
junger Menschen (DS-Nr.: 36464-24) bildet den verbindlichen Rahmen und die inhaltliche 
Grundlage.

 Der AKJF wird sich an den Bedarfen junger Menschen orientieren müssen, um eine Mitarbeit 
junger Menschen auf Augenhöhe zu ermöglichen. Dies umfasst u. a. die Prüfung der Struktur, 
z.B. der Sitzungszeiten, der Tagesordnung oder die Anforderungen des Kinderschutzes. 
Dieser Prozess sollte im direkten Dialog mit jungen Menschen geschehen.

 Die Beteiligung junger Menschen im AKJF ist nur ein erster Schritt. Ziel muss es sein, 
Rahmenbedingungen zu entwickeln, um junge Menschen in allen Ratsgremien zur Mitarbeit 
willkommen zu heißen. 

 
 
 
 
 
Zu 2:
 
Benennungsberechtigt ist jeweils die örtliche Jugendselbstvertretung selbst, nicht einzelne Personen. 
Die Vertretung muss eine selbstorganisierte Interessenvertretung junger Menschen darstellen. Nach § 
5 Abs. 2 1. AG KJHG NRW kann die kommunale Satzung vorsehen, dass weitere sachkundige 
Personen als beratende Mitglieder dem Jugendhilfeausschuss angehören.
Eine Jugendselbstvertretung, die dadurch ggf. zwei junge Menschen in den AKJF entsendet, sollte 
eine stadtweite demokratische Legitimation und einen lebendigen, transparenten Austausch 
untereinander haben.
Sie sollte die Vielfalt junger Menschen wiedergeben und die unterschiedlichen Lebenswelten junger 
Menschen in Dortmund im Blick haben. 
 
Diese Jugendselbstvertretung muss politisch unabhängig zusammengesetzt sein und politisch 
unabhängig agieren. Sie darf nicht parteipolitisch beeinflusst oder instrumentalisiert werden.
 
Die Entsendung eines Sitzes durch den Jugendring erfolgt auf Grundlage des 1. AG KJHG § 5 – 
beratende Mitglieder des Jugendhilfeausschusses. Die Entscheidung über die Benennung als 
beratendes Mitglied obliegt den im Jugendring zusammengeschlossenen Jugendverbänden.

Zu 3:
 
Nach Inkrafttreten der Änderung des § 27a der Gemeindeordnung NRW zum 1. November 2025 ist als
nächster Schritt die Anpassung der Satzung des Jugendamtes erforderlich.
Parallel hierzu ist die Geschäftsordnung der Jugendselbstvertretung mit jungen Menschen zu 
erarbeiten. Sie regelt die zentralen Rahmenbedingungen der Arbeit der Jugendselbstvertretung, 
definiert verbindliche Mitwirkungsrechte (Rede-, Anhörungs- und Anregungsrecht), den 
organisatorischen Aufbau sowie den Wahlmodus und die Aufgaben und Zuständigkeiten innerhalb der
kommunalen Gremienlandschaft. Darüber hinaus legt sie die erforderliche fachliche und finanzielle 
Unterstützung fest und verankert Grundsätze der Inklusion und Vielfalt. Insgesamt stellt die 
Geschäftsordnung sicher, dass die Jugendselbstvertretung wirksam beteiligt, politisch handlungsfähig 
und strukturell abgesichert ist.
 
Mit freundlichen Grüßen
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Monika Nienaber-Willaredt
Stadträtin

 
 




